
Gesellschaftsvertrag der JoinPolitics gGmbH 

(Satzung der Gesellschaft) 

Präambel 

Die JoinPolitics gGmbH setzt sich ein für bürgerschaftliches Engagement und die Vermittlung 

von Bildung im gesellschaftspolitischen Bereich. Als zivilgesellschaftliche Organisation trägt sie 
somit zur Förderung des demokratischen Staatswesens bei. Sie ist bundesweit tätig und 
bezieht ihr Engagement auch auf die europäische und die internationale Ebene. Sie ist 
parteipolitisch neutral. 

Die JoinPolitics gGmbH ermöglicht gemeinnützigen Organisationen und ihren Gründer*innen, 
· gesellschaftspolitische Initiativen irn Kontext von Förderprogrammen zu entwickeln und zu 

testen. Sie agiert dabei im Rahmen von gemeinnützig anerkannten Zwecken und auf Basis der 

freiheitlich demokratischen Grundordnung. Dafür stehen die Geschäftsführer*innen und 
Gesellschafter=innen in ihren spezifischen Rollen ein. 

Die JoinPolitics gGmbH ist sowohl operativ als auch fördernd tätig. Sie wirbt für die Umsetzung 

ihrer Ziele Mittel im privaten und öffentlichen Raum ein. 

Erster Teil 

Allgemeine Bestimmungen und Mittelverwendungen 

§ 1 Firma, Sitz 

(1) Die Gesellschaft ist eine gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung und 
führt die Firma: 

JoinPolitics gGmbH 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Berlin. 

§ 2 Gegenstand 

Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO). 

(1) Zweck der Gesellschaft ist 

(a) die Förderung der Volks- und Berufsbildung; 
(b) die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens; 
(c) die Förderung von Wissenschaft und Forschung; 



(d) die Förderung des bürgerschaftlich en Engagements zugunsten der 
vorstehenden gemeinnützigen Zwecke. 

(2) Die Gesellschaft verwirklicht ihre Satzungszwecke insbesondere indem sie 

(a) Schulungen und Seminare zur Schaffung und Förderung politischer 
Wahrnehmungsfähigkeit und politischen Verantwortungsbewusstseins 

durchführt, zum Bciispiel über das politische System in Deutschland und die 

Uilrin verankerten bürgerschaftlichen politischen Rechte und Pflichten. auf 

parteipolitisch neutrale Weise und auf Grundloge der Normen und Werte einer 
rechrstaathchen Demokratie; 

(b) Förderprogramme entwickelt und umsetzt, In denen gemeinnützigen und 
gemelnwohlorlentlerten Initiativen und ihren Gründer=innen, die r.ß. filr 
demokratische Grundwerte wie dle Meinungsfreiheit, die Gleichheit der Wahl 
oder das Rechtsstaatsgebot eintreten, ermöglicht wird ihre Vorhaben 
auszugestalten und w testen; diese Programme umfassen Cnaching und 
Mentoring sowie Schulungen für Geförderte, u.a. in den Bereichen, 

Kommunikation, Moderation, Team ßuilding, Reslllenz-Fählgkelt, juristisches 
und technologisches Grundwissen; 

(c) Veranstaltungen und Workshops zum Austausch der Geförderten 

untereinander, mlt Polittker t lnncn, Expcrt""innen und weiteren Mentor"'innen 
zur Erörterung und Entwicklung gesellschaftspolltlscher Fragestellungen und 
Lösungen organisiert und durchführt; 

(d) gesellschaftspolitische Fragen wissenschaftlich erforscht, wobei die 

Forschungsergebnisse zeitnah zu veröffentlichen sind, sowie wissenschaftliche 
Studien 7.u Lösungsansätzen für gesellschaftspolitische Fragen erstellt, 
veröffentlicht und evaluiert. 

(e) Die Zwecke der Gesellschaft werden auch verwirklicht durch die Zuwendung von Mitteln 
im Sinne des§ 58 Nr. 1 AO für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch andere 
Körperschaften oder juristische Personen des öffentlichen Rechts. Die Zuwendung von Mitteln 
an eine beschränkt oder unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft des privaten Rechts setzt 
voraus, dass diese selbst steuerbegünstigt ist. 

(3) Im Rahmen des gemeinnützlgkeltsrechtllch Zulässigen kann die Gesellschaft ihre 
Satzungszwecke auch in Kooperationen mit geeigneten Partner•innen umsetzen, 

beispielsweise durch gemeinsame Projekte und Förderungr~n. 

(4) Die Gesellschaft erfüllt ihre Aufgaben selbst oder durch Hilfspersonen im Slnne des 
§ 57 Abs.ä Satz 2AO. 



(5) Die Gesellschaft ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

(6) Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Gesellschafter"innen dürfen keine Gewinnanteile und auch keine 

sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem 

Ausscheiden oder bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinsamen Wert 

ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück. 

(7) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Dauer errichtet. 

(2) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr der 

Gesellschaft beginnt mit ihrer Eintragung im Handelsregister und endet mit dem 31. 
Dezember des Jahres, in dem die Gesellschaft begonnen hat. 

§ 4 Stammkapital 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

25.000 Euro 

{in Worten: fünfundzwanzigtausend Euro). 

(2) Das Stammkapital besteht aus 25.000 Geschäftsanteilen im Nennbetrag zu jeweils 
1,00 Euro. 

(3) Die Einlagen sind vollständig geleistet. 

zweiter Teil 

Gesellschafter*innen und Ausschluss aus der Gesellschaft 

§ 5 Gesellschafter*innen, Geschäftsanteile 

(1) Die Geschäftsanteile dienen auf Dauer dem Gesellschaftszweck und sind nicht 
rückzahlbar. Die Gesellschafter"innen halten daher ihre Beteiligung an der 

Gesellschaft nicht zum eigenen Nutzen, sondern als Sachwalter+innen für die Erfüllung 
des Gesellschaftszwecks. Diese besondere Bindung der Gesellschafter=Innen ist bei 
der Auslegung des Gesellschaftsvertrages stets zu beachten. 



(2) Gesellschafter*innen, die natürliche Personen sind, scheiden, sofern die 

Gesellschafterversammlung nichts anderes beschließt, m it Vollendung ihres 75. 

Lebensjahres aus der Gesellschaft aus. 

(3) Jede "r Gesellschafter+in ist berechtigt, jederzeit aus der Gesellschaft auszuscheiden. 

(4) Jede*r Gcsellschafter*in, die*der aus der Gesellschaft ausscheidet, hat ihre*seine 
Geschäftsanteile an die Gesellschaft oder an eine*n von der Gesellschaft benannte*n 
Dritte*n unentgeltlich zu übertragen. 

(5) Die Erben einer*s verstorbenen Gesellschafter=in sind verpflichtet, deren=dessen 

Geschäftsanteile unverzüglich nach dem Erbfall an die Gesellschaft oder an elne+n von 

ihr benannte Dritte*n w übertragen. Im Todesfall ruhen die Rechte und Pflichten, die 
mit den Geschäftsanteilen verbunden sind. 

(6) Zur Gewährleistung der Rechtsfolgen gemäß Ziffern (1) bis (5) hat jede*r 
Gesellschafter*in ihre*seine Geschäftsanteile der Gesellschaft zur Obernahme durch 
die Gesellschaft oder durch eine von der Gesellschaft zu bestimmende*n Dritte*n 
anzubieten. Das Angebot muss bei Eintritt in die Gesellschaft in gesonderter notarieller 

Urkunde unwiderruflich - bei natürlichen Personen sowohl zu Lebzeiten als auch für 
den Fall des Todes - abgegeben werden. Die Angebote sind bei der Geschäftsführung 

der Gesellschaft zu hinterlegen. 

(7) Die Gesellschaft ist berechtigt, Geschäftsanteile mit Zustimmung der+des betroffenen 
Gesellschafter*in jederzeit und ohne Zustimmung der*des betroffenen 
Gesellschafter=in einzuziehen, wenn 

(a) die/der Gesellschafter*in verstirbt, 

(b) sie/er aus der Gesellschaft ausscheidet, 
(c) ein wichtiger Grund, wie z.B. das Erreichen des 75. Lebensjahres bei 

natürlichen Personen, gegeben ist. 

(8) Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn über das Vermögen einer*s 
Gesellschafter*in das Insolvenzverfahren eröffnet, wenn die Eröffnung eines solchen 

Verfahrens mangels Masse abgelehnt, wenn die Zwangsvollstreckung in die 
Geschäftsanteile einer+s Gesellschafter*in betrieben wird, wenn in der Person einer*s 

Gesellschafter tin ein anderer wichtiger Grund gegeben ist, der geeignet ist, der 

Gesellschaft Schaden zuzufügen oder das Ansehen der Gesellschaft nachhaltig zu 

beeinträchtigen oder wenn das Verhalten elner+s Gesellschafter*in oder ein in 
ihrer*seiner Person liegender Umstand eine dem Gesellschaftszweck dienliche 
Zusammenarbeit mit ihr*ihrn unzumutbar oder unmöglich macht oder erheblich 
erschwert. Die Rechte aus eingezogenen Geschäftsanteilen ruhen vom Zeitpunkt der 
Mitteilung der Einziehung gegenüber der*m betroffenen Gesellschafter*in an bis zur 
Unanfechtbarkeit der Einziehung. 



(9) Die Einziehung erfolgt durch Erklärung der Geschäftsführung auf Grund eines 

Beschlusses der Gesellschafter*innen. Statt der Einziehung können die 
Gesellschafter*innen beschließen. dass die*der betroffene Gesellschafter*in die 

Geschäftsanteile auf die Gesellschaft oder auf eine im Beschluss zu benennende 
Person zu übertragen hat. Bei der Beschlussfassung nach vorstehenden Sätzen 1 und 

2 steht der*dem betroffenen Gesellschafter*in kein Stimmrecht zu. 

(10) Die*der betroffene Gesellschafter*in ist ab Mitteilung der Einziehung vom Stimmrecht 
ausgeschlossen. 

(11) Soweit eine zwingende Gesetzesbestimmung nicht entgegensteht, können ein­ 

gezogene Geschäftsanteile durch Beschluss der Gesellschafter*innen mit einer 
Mehrheit von mehr als 75% der abgegebenen Stimmen neu gebildet werden 

(12) Die Veräußerung von Geschäftsanteilen außerhalb der Regelungen in diesem 

Paragrafen ist ausgeschlossen. Die Belastung von Geschäftsanteilen ist nicht gestattet. 

§ 6 Abfindung 

lrn Falle der Einziehung und in allen anderen Fällen des Ausscheidens einer*s 
Gesellschafter*in erhält diese im Hinblick auf den Zweck der Gesellschaft keine Abfindung. 

§ 7 Verfij_gung über Geschäftsanteile 

Die Abtretung von Geschäftsanteilen und jede andere Verfügung Ober Geschäftsanteile 
bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung mit einer 
Mehrheit von mehr als 75% der abgegebenen Stimmen. 

Dritter Teil 

Verfassung und Verwaltung der Gesellschaft 

§ 8 Organe 

(1) Die Organe der Gesellschaft sind 

(a) die Geschäftsführung, 
(b) die Gesellschafterversammlung. 

(2) Die Mitglieder der Organe der Gesellschaft sind mit Ausnahme der 
Geschäftsführer+innen ehrenamtlich für die Gesellschaft tätig. Sie haben Anspruch auf 

Ersatz der ihnen entstandenen Auslagen und Aufwendungen entsprechend den für sie 
geltenden Bestimmungen. 



§ 9 Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsführung ist für die Führung der laufenden Geschäfte und die strategische 
Planung verantwortlich. Sie hat dabei der ideellen Ausrichtung der Gesellschaft nach§ 
2 dieser Satzung in besonderem Maße Rechnung zu tragen. 

(2) Die Gesellschaft wird durch eine oder mehrere Geschäftsführer*innen vertreten. 

(3) Sofern nur ein*e Geschäftsführer*in vorhanden ist, wird die Gesellschaft von dieser*m 
allein vertreten. 

(4) Sind mehrere Geschäftsführer*innen vorhanden, so erfolgt die Vertretung durch zwei 
Geschäftsführer*innen oder durch eine+n Geschäftsführer*in, in Gemeinschaft mit 
einer*m Prokurist*in. Die Gesellschafter*innen können eine*n Vorsitzende*n oder 
Sprecher*in benennen. Beschlüsse werden mit der Mehrheit aller Stimmen gefasst. 
Bei Stimrnengleichheit überwiegt die Stimme der*s Vorsitzenden. 

(5) Die Gesellschafterversammlung kann durch Beschluss einzelnen 
Geschäftsführern "innen jeweils Einzelvertretungsbefugnis und Befreiung von den 
Beschränkungen des§ 181 BGB erteilen. 

(6) Die Gesellschafter*innen können auch einen Geschäftsverteilungsplan, eine 
Geschäftsordnung für die Geschäftsführung und eine Charta mit allgemeinen 
Verhaltensregeln, die die Umsetzung des Geschäftszwecks nach § 2 fördern, 
beschließen. 

(7) Die Rechte und Pflichten der Geschäftsführer*innen ergeben sich aus dem Gesetz, 
dieser Satzung, ihrem Dienstvertrag, Beschlüssen und Weisungen der 
Gesellschafterversammlung, sowie von den Gesellschafter*innen gemäß 
vorstehendem Absatz (6) festgelegten Regelungen von Geschäftsverteilungsplan, 
Geschäftsordnung für die Geschäftsführung und Charta. Die Geschäftsführer*innen 
haben die Geschäfte mit der Sorgfalt ordentlicher Kaufleute zu führen. 

(8) Die Geschäftsführungsbefugnis der Geschäftsführer*innen erstreckt sich auf alle 
Handlungen, die der gewöhnliche Betrieb des Unternehmens der Gesellschaft mit sich 
bringt. Für Geschäftsführungshandlungen, die darüber hinausgehen, bedarf es eines 
zustimmenden Beschlusses der Gesellschafterversammlung. Das Nähere wird in der 
Geschäftsordnung für die Geschäftsführung gemäß Absatz (6) geregelt. 

(9) Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen und 
den Gesellschafter*innen spätestens mit der Einladung zur ordentlichen 
Gesellschafterversammlung zu übersenden. 

(10) Die vorstehenden Vorschriften gelten für Liquidator*innen der Gesellschaft 
gleichermaßen. 



§ 10 Gesellschafterversammlung 

(1) Die Gesellschafterversammlung steht für den gesellschaftspolitischen Anspruch der 
Gesellschaft als zivilgesellschaftliche Akteurin. Dabei achtet und fördert sie 

insbesondere die ideelle Ausrichtung der Gesellschaft nach § 2 dieser Satzung. 

(2) Die Gesellschafterversammlung wählt aus ihrer Mitte eine+n Vorsitzende*n. Die*der 

Vorsitzende leitet die Gesellschafterversammlung; sre+er vertritt die Gesellschaft 
gegenüber der Geschäftsführung. 

(3) Die Gesellschafterversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben. Sie kann 
Ausschüsse bilden, deren Aufgabenbereiche in ihrer Geschäftsordnung geregelt 

werden. 

(4) Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt durch die Geschäftsführung. 

Die Gesellschafterversammlung ist in den im Gesetz und im Gesellschaftsvertrag 
bestimmten Fällen sowie dann einzuberufen, wenn das Interesse der Gesellschaft dies 

erfordert oder wenn eina"r oder mehrere Gesellschafter*innen dies verlangen, die 
mindestens 10% des Stammkapitals halten. Kommt die Geschäftsführung einem 
Verlangen nicht innerhalb von 14 Tagen nach, so ist die/der entsprechende 

Gesellschafter*in befugt, selbst eine Gesellschafterversammlung einzuberufen. 

(5) Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt textförmlich an alle 
Gesellschafter*innen mit einer Frist von mindestens 14 Tagen unter Angabe des Orts, 
des Zeitpunkts sowie der Gegenstände der Tagesordnung. Die Tagesordnung kann 

spätestens 3 Tage vor der Gesellschafterversammlung ergänzt werden. Über Punkte, 
die nicht in dieser vorgesehenen Tagesordnung enthalten sind, können Beschlüsse nur 
gefasst werden, wenn alle Gesellschafter=innen anwesend oder vertreten und mit der 

Behandlung der betreffenden Punkte einverstanden sind. Bei der Berechnung der 
Fristen werden der Tag der Absendung der Einladung bzw. der Ergänzung der 

Tagesordnung und der Tag der Versammlung nicht mitgerechnet. Ort der 

Versammlung ist der Sitz der Gesellschaft, soweit nicht durch die Gesellschafter*innen 
einstlmmig etwas anderes beschlossen wird. 

(6) Die ordentliche Gesellschafterversammlung ist alljährlich innerhalb der jeweiligen 
gesetzlichen Fristen (§ 42a Abs. 2, Abs. 1 GrnbHG, ordentliche 

Gesellschafterinnenversammlung) abzuhalten. 

(7) Fin*e Gesellschafter*in kann sich in der Gesellschafterversammlung durch 

Mitgesellschafter*innen oder eine*n Angehörige*n der rechts- und steuerberatenden 
Berufe vertreten lassen oder im Beistand einer solchen Person erscheinen. Die 
Vollmacht bedarf zu ihrer Gültigkeit der Textform und verbleibt bei der Gesellschaft. 
Eine Vertretung durch andere Personen und deren Beistand ist zulässig, wenn keiner 
der an der Gesellschafterversammlung teilnehmenden anderen Gesellschafter*innen 
widerspricht. 



(8) Die*der Vorsitzende der Gesellschafterversammlung leitet die Verhandlung; sie*er 
bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände, die Worterteilung und die 

Art der Abstimmung. Ist die*der Vorsitzende nicht anwesend, wählt die 
Gesellschafterversammlung ersatzweise eine*n Vorsitzende*n. 

(9) Die*der Vorsitzende der Gesellschafterversammlung sorgt nicht als 
Wirksamkeitsvoraussetzung, sondern nur zu Beweiszwecken --· für die Anfertigung 

einer Niederschrift der Gesellschafterversammlung, aus der sich der Ort und Tag der 

Versammlung, die erschienenen Gesellschafter*innen und deren Vertreter*innen, die 

Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Gang der Verhandlungen und der 

Wortlaut der gefassten Beschlüsse mit dem jeweiligen Abstimmungsergebnis ergeben. 
Die Niederschrift ist von der*m Vorsitzenden zu unterzeichnen und allen 

Gesellschafter*innen unverzüglich zuzuleiten. Der Inhalt der Niederschrift gilt als von 

der*m einzelnen Gesellschafter*in genehmigt, sofern ste+er der Richtigkeit nicht 
binnen zwei Wochen seit Empfang schriftlich unter Angabe von Gründen widerspricht. 

(10) Gesellschafterbeschlüsse werden in der Regel auf Gesellschafterversammlungen 

gefasst. 

(11) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn zu ihr ordnungsgemäß 
eingeladen worden ist und alle Gesellschafter*innen anwesend oder vertreten sind, 

Erweist sich eine Gesellschafterversammlung als beschlussunfähig, so hat die 

Geschäftsführung unverzüglich eine neue Gesellschafterversammlung gemäß § 10 
Ziffer (5) einzuberufen. Diese Gesellschafterversammlung ist hinsichtlich der 
Gegenstände, die auf der Tagesordnung der beschlussunfähigen 

Gesellschafterversammlung standen, ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 
oder vertretenen Gesellschafter+lnnen und deren Stimmen beschlussfähig. Darauf ist 

in der Einladung hinzuweisen. 

(12) Soweit alle Gescllschafter*inncn mit der betreffenden Form der Beschlussfassung 
einverstanden sind und soweit nicht zwingende Forrnvorschriften bestehen, können 
die Beschlüsse der Gesellschaft auch auf eine andere Art gefasst werden, vor allem 

(a) außerhalb von Gesellschafterversammlungen, insbesondere im Rund-um­ 

Verfahren in schriftlicher Form, mündlich oder per Telefon, Telefax, E-Mail oder 
per Videokonferenz; 

(b) in kombinierten Verfahren, insbesondere durch Kombination einer 

Versammlung einzelner Gesellschafter*innen mit einer -- vorherigen, 
gleichzeitigen oder nachträglichen Stimmabgabe der anderen 

Gesellschafter*innen im Sinne von a) sowie durch eine Kombination 

verschiedener Stimmabgabearten im Sinne von a) (z.B. teils schriftlich, teils per 
E-Mail etc.). 

(13) Über alle außerhalb einer Versammlung gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift 
anzufertigen; Ziffer (9) gilt hierfür entsprechend. 



(14) Die Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst, soweit nicht eine zwingende gesetzliche Vorschrift oder dieser 

Gesellschaftsvertrag eine andere Mehrheit vorsehen. Jeder Euro eines 

Geschäftsanteils gewährt eine Stimme. Das Stimmrecht kann je Gesellschafter*in nur 
einheitlich ausgeübt werden. In diesem Gesellschaftsvertrag bestimmte 

Stimmenmehrheiten beziehen sich immer auf die zu einer Beschlussfassung 

abgegebenen Stimmen, wobei Enthaltungen nicht mitzählen. 

(15) Die Unwirksamkeit oder Nichtigkeit von Gesellschafterbeschlüssen ist in 

entsprechender Anwendung der§§ 243 bis 246 AktG binnen eines Monats seit Erhalt 

der Niederschrift (§ 10 Ziffer (9) bzw. Ziffer (13)) durch gegen die Gesellschaft zu 
richtende Klage geltend zu machen. Der Ausgang des Rechtsstreits ist für alle 

Gesellschafter*innen bindend. Bei der entsprechenden Anwendung der§§ 243 bis 246 

AktG treten an die Stelle der Aktionäre die Gesellschafter*innen, an die Stelle des 

Vorstands sowie des Aufsichtsrats bzw. deren Mitglieder die Geschäftsführer*innen. 

(16) Die Gesellschafterversammlung stellt den Jahresabschluss durch Beschluss fest. Dies 

gilt auch, soweit im Rahmen der Ausübung von Bilanzlerungs- und , 
Bewertungswahlrechten bei der Aufstellung des Jahresabschlusses Entscheidungen 

getroffen worden sind, die materiell eine Ergebnisverwendung bedeuten. Bei der 

Verwendung des Ergebnisses sind neben den gesetzlichen Regelungen insbesondere 

die Regelungen des§ 2 Ziffer (6) dieser Satzung zu beachten. 

§ 11 Satzungsänderungen, 

(1) Der Zweck der Gesellschaft und der Gegenstand des Unternehmens gemäß§ 2 dieser 

Satzung sollen nur geändert werden, wenn 

{a) Anpassungen an gesetzliche Änderungen insbesondere in Hinblick auf die 

Gemeinnützigkeit sinnvoll erscheinen; 
(b) die Erfüllw1g des bisherigen Gesellschaftszwecks unmöglich oder sinnlos 

geworden ist. 

(2) Über die Änderung der Satzung beschließt die Gesellschafterversammlung. Beschlüsse 

über die Änderung der Satzung einschließlich Beschlüsse über die Zustimmung zur 

Änderung der Rechtsform der Gesellschaft bedürfen einer Mehrheit von 75% aller 

Gesellsch after+innen. 

(3) Das Gesellschaftsvermögen ist auch nach einer Änderung des bisherigen 

Gesellschaftszwecks ausschließlich für steuerbegünstigende Zwecke zu verwenden. 
Beschlüsse über die Änderung des Gesellschaftszwecks und des 

Unternehmensgegenstands dürfen nur nach vorheriger Abstimmung mit den 
zuständigen Finanzbehörden darüber, dass die Änderungen die Steuerbegünstigungen 
nicht beeinträchtigen, vollzogen werden. 



§ 12 Auflösung der Gesellschaft 

(1) Die Auflösung der Gesellschaft wird von der Gesellschafterversammlung mit einer 

Mehrheit von /5% der Stimmen aller Gesellschafter*innen beschlossen. 

(2) Liquidatorinn"'en sind die Geschäftsführer*innen, soweit nicht durch 

Gesellschafterbeschluss andere Uquidatorinn*en bestellt werden. Für die 

Liquidatorinn*en gilt§ 9 entsprechend. 

(3) Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt 

das Vermögen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der 

Gesellschafter*innen und den gemeinen Wert der von den Gesellschafter=Innen 
geleisteten Sacheinlage übersteigt, an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft Zwecks Verwendung für die 

Förderung der Volks- und Berufsbildung. 

Vierter Teil 

Schlussbestimmungen 

§ 13 Salvatorische Klausel 

Sollten Bestimmungen dieses Vertrags oder eine künftig in ihm aufgenommene Bestimmung 
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, wird hierdurch die 

Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Den Gesellschafter*innen ist die 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs bekannt, nach welcher diese Klausel nur eine 
Umkehr der Beweislast bewirkt. Vor diesem Hintergrund stellen die Gesellschafter tinnen 

hiermit ausdrücklich klar, dass es ihr tatsächlicher Wille ist, dass durch diese Klausel nicht nur 

die Beweislast umgekehrt wird, sondern die Rechtsfolge von§ 139 BGB abbedungen wird. Das 

gleiche gilt, sofern dieser Vertrag eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke werden die 
Gesellschafter*innen eine angemessene Regelung vereinbaren, die, soweit rechtlich möglich, 

dem am nächsten kommt, was die Gcsellschafter*innen nach Sinn und Zweck des Vertrags 
vereinbart hätten, sofern sie bei Abschluss des Vertrags oder dessen späterer Änderung 

diesen Punkt bedacht hätten. 

§ 14 Kosten 

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten bis w einem Gesamtbetrag 

von 300 €, höchstens jedoch bis zum Betrag ihres Stammkapitals. Darüber hinausgehende 
Kosten trägt die*der Gesellschafter*in. 



Bescheinigung gern. § 54 Abs. 1 Satz 2 GmbHG 

Hiermit bescheinige ich, dass die geänderten Bestimmungen des vorstehenden Gesellschaftsver­ 
trages mit dem Beschluss über die Änderung des Gesellschaftsvertrages vom 7. September 
2023, UVZ-Nr. 118/2023 F des Notars Dr. Arne Friel, Berlin, und die unveränderten Bestimmun­ 
gen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut des Gesellschafts­ 
vertrages übereinstimmen. 

Berlin, den 7. September 2023 

~ 
Dr. Arne Friel 

Notar 




